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Krankenhauswesen
Pet 2-20-15-8275-026691 (Bitte bei allen Zuschriften angeben)

Sehr geehrter Herr Emmerich,

als Anlage tibersende ich eine weitere Stellungnahme des
Bundesministeriums fiir Gesundheit vom 02.08.2024 mit der
Bitte um Kenntnisnahme.

Ich bitte um Mitteilung, ob und ggf. mit welchen Zielen Sie unter
Beriicksichtigung der gegebenen Informationen eine
parlamentarische Priifung wiinschen. Sollte ich innerhalb von
sechs Wochen jedoch nichts von Thnen horen, gehe ich davon
aus, dass Ihre Eingabe als erledigt angesehen werden kann.

Sie haben im Ubrigen die Méglichkeit, zu den von Ihnen
angesprochenen Themen die Beratungen im Deutschen
Bundestag zu verfolgen und die entsprechenden Vorlagen sowie
Protokolle der Debatten im Internet unter www.bundestag.de >
Dokumente > Dokumentations- und Informationssystem (DIP)
aufzurufen.

Mit freundlichen GriiBen

im Auftrag
/

s

Christoph
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Thr Schreiben vom 11. April 2024 und vom 04. Juli 2024
Pet.-Nr.: 2-20-15-8275-026691

Zu der o. a. Eingabe nehme ich wie folgt Stellung:

Der Petent fordert in seiner Zuschrift die erneute Behandlung deﬂrro. a. Petition im Gesundheitsaus-
schuss des Bundestages sowie eine erneute Stellungnahfne auf die geéﬁfierte Kritik an der Kranken-
hausreform. Der Petent kritisiert, dass die Krankenhausreform zu einer Gefahrdung der flichende-
ckenden Versorgung vor allem im ldndlichen Raum fiihre. Er hebt dabei besonders die geplante Ein-
ﬁ"lhrung von bundeseinheitlichen Leistungsgruppen das Konzept der sektorenﬁbergreifenden Ver-
sorgungsemnchtungen (Level 11 -Krankenhduser) und die vorgesehene Modlflz1erung der DRG Fall-
pauschalen hervor.

Zentrale Ziele der Krankenhausreform sind die Sicherung und Steigerung der Behandlungsqualitat,

die Gewihrleistung einer flichendeckenden medizinischen Versorgung fiir Patientinnen und Pati-
enten, die Steigefung der Effizienz in der Krankenhausversofgung sowie Entbiirokratisierung. Die
Krankenhausreform bewirkt, anders als der Petent meint, keinen ,Kahlschlag® in der Krankenhaus-
versorgiing, sondern - im Gegenteil - schafft die Voraussetzungen, um eine qualitativ hochwertige,
ﬂiiéhe_ndeckende und bedarfsgerechte Krankenhausversorgung auch in Zukunft zu gewéhrleisten.

Neben der Steigerung der Behandlungsqualitit ist zentraler Bestandteil der Reform die Einfihrung
einer Vorhalteverglitung - damit soll die Vdrhaltung von bedarfsnot_wendigen Krankenhiusern

kiinftig weitgehend unabhéngig von der Leistungserbringung zu einem relevanten Anteil gesichert
werden. Die Vorhaltevergiitung sollen Krankenhduser fiir die Lelstungsgruppen erhalten, die ihnen

durch die Planungsbehérden der Lander zugewiesen wurden.



Sete2von3 Die Verantwortung der Linder fir die Krankenhau§planung bleibt durch die Krankenhausreform
unberiihrt. Es ist daher auch weiterhin Aufgabe der Lénder, eine bedarfsgerechte und angemessen
erreichbare Krankenhausversorgung - auch in lindlichen Regionen - sicherzustellen. Dies gilt auch
fur die im vKrankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) vorgesehene Zuweisung von
Leistungsgruppen. Die zustindige Landesbehorde soll nach frelem Ermessen entscheiden, ob und '
welche Leistungsgruppen einem Krankenhaus zugewiesen werden. Sie'hat'dabei atich defindivida=

ellen Versorgungsbedarf in der jeweiligen Region zu beachten.

Kommentar: Genau das kénnen die Lander nicht individuell, wenn sie strikte Vorgaben des Bundes. fir

Leistungsgruppen erhalten. ‘

Die Belange der lindlichen Regionen werden im Rahmen der Krankenhausreform besonders be-

ritcksichtigt: So ist vorgesehen, die Sicherstellungszuschlige fiir bedarfsnotwendige defizitire Kran-

kenhauser im landlichen Raum beizubehalten. Dariiber hinaus sollen die Zuschlége fiir bedarfsnot-
ﬁitrggl]legitbatr;s wendige Krankenhiuser im lindlichen Raum, die unabhéngig von einem bestehenden Defizit ge-
Kleine KH mit wihrt werden, um 25 Prozent erhéht werden. Ein bedarfsnotwendiges Krankenhaus im ldndlichen
2-stelligen
Millionen- , \
defiziten, das Jahrerhaltenkonnen. In dem Gesetzentwurf ist weiter die Méglichkeit der zustdndigen Landesbe-

Raum soll somit zuk{inftig eine zusétzliche Finanzierung in Héhe von bis zu einer Million Euro pro

\évﬁ'n% gﬁ hérden vorgesehen, inEinzelfall Atsnahmen von'der Einhaltung der maRgeblichenQualitatskrite ommentar:
regierung! tfienizuzulassen, wenn dies zur Sicherstellung einer flichendeckenden Versorgung zwingend erfor- " 3 el

- derlich ist. Durch diese Ausnahmeméglithkeit soll das Interesse an der Sicherstellung einer flaichen-
deckenden Versorgung auch in landlichen Regionen gewahrt bleiben. Zugleich sollen die bétreffen—
den Krankenhiuser im Rahmen der Ausnahme Verpﬂichtet werden, die geltenden Qualitatskrite-
rien innerhalb einer bestimmten Frist zu erfiillen, um das mit der Krankenhausreform verfolgte Ziel

der Qualititssteigerung langfristig zu erreichen.

- Indem Gesetzentwurf ist zudem die Bereitstellung weiterer finanzieller Mittel zur Férderung be-
stimmter medizinischer Bereiche — unter anderem der NotfallVersorgung - vorgesehen. So'sollen ;
die Zuschlige fiir die Teilnahme der Krankenhauser an der Notfallversorgung um 33 Millionén_Euro
erh6ht werden. Dartiber hinaus werden seit 2023 weitere finanzielle Mittel fiir die Gebtirtshilf_eétati—
onen in Héhe von jahrlich 120 Millionen Euro zur Verfiigung gestellt. Diese sollen mit der Kranken-
hausreform verstetigt werden. Ergédnzend werden mit der Krankenhausreform weitere Mafinahmen
zur Verbesserung der Finanzsituation der Krankenhzuser umgesetzt wie z.B. die Regelungen Zur

| vollstindigen und frithzeitigen Tarifrefinanzierung fiir alle Beschéftigtengruppen, zur Anwendung
des vollen Orientierungswerts sowie zur besonderen Berticksichtigung der Belange von landlichen

und strukturschwicheren Raumen.

Kommentar:  Sektoreniibergreifende Versorgungseinrichturigen (,Level 1i-Krankenhduser*) sollen kiinftig statio-

Genau das o ; ; B : : .
haben wir in  BareLeistungen wohnortnah sowohl mit ambulanten als auch mit pflegerischen Leistungen verbin-

der Petition  denl Das mogliche Leistungsspektrum dieser Krankenhéuser soll durch die Selbstverwaltungs-
als "keine : ‘ . ey i .. n
liikische partner weiter ausgestaltet werden. Die zustandigen Landesbehorden kdnnen Krankenhéuser als

Vsrs?r%u ng" sektoreniibergreifende Versorgungseinrichtungen bestimmen. Auch fiir diese Entscheidung ist die
abgelehnt. :


Kommentar: Genau das können die Länder nicht individuell, wenn sie strikte Vorgaben des Bundes für
Leistungsgruppen erhalten.

Kommentar:
Aktuell gibt es
kleine KH mit
2-stelligen
Millionen-
defiziten, das
weiß die
Bundes-
regierung!

Kommentar:
nur 3 Jahre

Kommentar:
Genau das
haben wir in
der Petition
als "keine
klinische
Versorgung"
abgelehnt.


<

 seite3von3 Bedarfsgerechtigkeit der Krankenhausversorgung zu erwagen. Von der Bestimmung als sektoren=

nicht gesichert ist.
Die erneute Zuschrift des Petenten sowie eine Kopie dieses Schreibens sind beigefiigt.

Im Auftrag






